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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.06.2013 

Geschäftszahl 

2010/16/0183 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 99/17/0029 E 23. Juni 2003 RS 1 

Stammrechtssatz 

Bei § 9 Abs. 2 GEG handelt es sich um eine Ermessensvorschrift, doch ist das Recht der Behörde, von diesem 
Ermessen Gebrauch zu machen, vom Vorliegen einer der beiden im Gesetz genannten 
Alternativvoraussetzungen abhängig. Hinsichtlich des Tatbestandselementes der "besonderen Härte" kommt 
nach der hg. Rechtsprechung sowohl eine besondere Härte infolge einer sachlichen Unbilligkeit der Einbringung 
als auch eine solche infolge Vorliegens individueller Gründe in Betracht, die die Einbringung der gesetzmäßig 
vorgeschriebenen Gerichtsgebühren als besondere Härte erscheinen ließen. Diese Voraussetzung hat die 
Justizverwaltungsbehörde in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen (Hinweis E 26. Jänner 1996, 93/17/0265; E 
21. Dezember 1998, 98/17/0180; E 18. März 2002, 2001/17/0176). 


